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Klimawandel potenzieller Grund für Flucht und Vertreibung 

UN-Menschenrechtsentscheidung 
bringt Hoffnung in Asyldebatte

Ein Bürger des Inselstaats Kiribati 
hat sein 2015 von der Regierung Neu-
seelands abgelehntes Asylersuchen, 
nach Ausschöpfen aller neuseeländi-
schen Berufungsebenen, vor den UN-
Menschenrechtsausschuss gebracht. 
Ioane Teitiota hatte seiner bevorste-
henden Abschiebung entgegenge-
stellt, dass auf seiner Heimatinsel 
durch Klimafolgen grundlegende Vo-
raussetzungen eines sicheren Lebens 
nicht mehr gewährleistet seien. Auch 
wenn der Ausschuss die Entscheidung 
der neuseeländischen Regierung zur 
Abschiebung nicht rechtswidrig ein-
schätzt, erkannte er grundsätzlich an, 
dass Klimafolgen zu Vertreibung füh-
ren können. Die Entscheidung kann 
daher die Debatte zum Umgang mit 
Asylersuchen voranbringen, denen 
Klimafolgen zugrunde liegen. 

Germanwatch übersetzt hier Passa-
gen der Entscheidung, die generell aner-
kennen, dass Klimafolgen zu Vertreibung 
führen können: 

[…] 9.11: Der Ausschuss ist der An-
sicht, dass die Auswirkungen des Klima-
wandels in den Aufnahmestaaten* ohne 
robuste nationale und internationale Be-
mühungen die Menschen einer Verlet-
zung ihrer Rechte nach Art. 6  [Anm. Recht 
auf Leben] oder 7 [Anm. Schutz vor Folter 
und unmenschlicher Behandlung] des 
Paktes aussetzen können und dadurch 
die Nicht-Zurückweisungsverpflichtun-
gen der Entsendestaaten* auslösen kön-
nen. Da zudem die Gefahr, dass ein gan-
zes Land überschwemmt wird, ein so ext-
remes Risiko darstellt, können die Le-
bensbedingungen in einem solchen 
Land mit dem Recht auf ein Leben in 
Würde bereits unvereinbar werden, be-
vor das Risiko real wird [Anm.: also be-
reits vor der Überschwemmung].  

9.12 Im vorliegenden Fall akzeptiert 
der Ausschuss die Behauptung des Ver-
fassers [Ioane Teitiota], dass der Anstieg 
des Meeresspiegels die Republik Kiribati 
wahrscheinlich unbewohnbar machen 
wird. Er stellt jedoch fest, dass der vom 
Verfasser [Ioane Teitiota] angegebene 

Zeitrahmen von 10 bis 15 Jahren ein Ein-
greifen der Republik Kiribati mit Unter-
stützung der internationalen Gemein-
schaft ermöglichen könnte, um positive 
Maßnahmen zum Schutz und gegebe-
nenfalls zur Umsiedlung ihrer Bevölke-
rung zu ergreifen. Der Ausschuss stellt 
fest, dass die Behörden des Vertragsstaa-
tes [Anm. Neuseeland] diese Frage 
gründlich geprüft und festgestellt haben, 
dass die Republik Kiribati Anpassungs-
maßnahmen trifft, um die bestehende 
Verwundbarkeit zu verringern und die 
Widerstandsfähigkeit gegen Schäden 
durch den Klimawandel zu erhöhen. […] 

9.14 Ohne Beeinträchtigung der an-
haltenden Verantwortung des Vertrags-
staates [Neuseeland], in künftigen Ab-
schiebungsfällen die damalige Situation 
in der Republik Kiribati und neue und ak-
tualisierte Daten über die Auswirkungen 
des Klimawandels und den darauffol-
genden Anstieg des Meeresspiegels zu 
berücksichtigen, ist der Ausschuss nicht 
in der Lage festzustellen, dass die Rechte 
des Verfassers [Ioane Teitiota] gemäß Art. 
6 des Paktes bei seiner Abschiebung in 
die Republik Kiribati im Jahre 2015 ver-
letzt wurden. […] 

Diese Passage benennt die Begrün-
dung Neuseelands: 

 […] Die einheimischen Behörden 
[Anm. in Neuseeland] betonten, dass ihre 
Schlussfolgerungen nicht ausschließen, 
dass die Umweltzerstörung infolge des 
Klimawandels zukünftig einen Weg in die 
Gerichtsbarkeit für geschützte Personen 
schaffen könnte. Die Behörden waren je-
doch der Ansicht, dass der Betroffene 
und seine Familie [Anm. mit ihrer vorge-
legten Begründung] keinen solchen Pfad 
geschaffen hätten. 

*“Aufnahmestaaten“ sind hier die Hei-
matländer der Menschen, in die sie aus 
den „Entsendestaaten“, in die sie migriert 
sind, zurückgeschickt werden. 

Zum Originaltext (auf Englisch): 
https://bit.ly/33uTx6B 

Mehr Schutz für Menschen 
die klimabedingt migrie-
ren müssen? 

Die wachsende Klimakrise 
wird weltweit sichtbar, alle Länder 
und Regionen sind betroffen. Den-
noch sind es die besonders ver-
letzlichen Menschen in den am 
stärksten betroffenen Ländern, 
die am meisten unter den Klima-
veränderungen leiden. Der stei-
gende Meeresspiegel und die dar-
aus resultierende Versalzung von 
Frischwasser und landwirtschaftli-
chen Böden zählen zu den diver-
sen Klimafolgen, die ursprüngli-
che Lebensräume für Menschen 
unbewohnbar machen. Hinzu 
kommen die sehr eingeschränk-
ten Kapazitäten vieler armer Län-
der, sich an diese Folgen anzupas-
sen und – wo nötig – mit entstan-
denen Schäden und Verlusten 
umzugehen. Viele Menschen stellt 
das vor existenzielle Herausforde-
rungen: Durch Klimafolgen,  Gren-
zen der Anpassung und fehlende 
Kapazitäten (und Unterstützung) 
werden sie aus ihrer Lebensumge-
bung vertrieben und zur Migration 
gezwungen. Ihre Situation ist von 
Region zu Region unterschiedlich. 
Bezüglich ihres Status, ihrer 
Rechte und ihrer Unterstützung 
gab es aber seit 2018 wichtige Ent-
wicklungen.  

Vera Künzel 
Referentin für Anpassung an den 

Klimawandel und Menschenrechte 

Der UN-Menschenrechtsaus-
schuss überwacht, ob die Ver-
tragsstaaten den Internationa-
len Pakt über bürgerliche und po-
litische Rechte angemessen um-
setzen und einhalten. Ist dies 
nicht der Fall, kann er den Staa-
ten Verbesserungsempfehlun-
gen vorlegen. Ioane Teitiota 
hatte sich an den Ausschuss ge-
wandt, da er in der Abschiebung 
nach Kiribati sein Recht auf Le-
ben (Art. 6) gefährdet sah. 
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Pionierarbeit zur Unterstützung Betroffener – internationale Partner gefordert 

Fidschis Fonds für klimabedingte Umsiedlung und 
Vertreibung 

Um mit den Folgen des Klimawan-
dels, wie den sich verschlechternden 
Lebensgrundlagen, umgehen zu kön-
nen, fehlt es an Ressourcen. Auf in-
ternationaler Ebene fehlt es sowohl 
an Klimafinanzierung als auch an hu-
manitären Mitteln, um betroffene 
Menschen und Länder zu unterstüt-
zen. Als besonders gefährdeter (In-
sel-)Staat hat Fidschi im September 
2019 einen eigenen Treuhandfonds 
aufgesetzt, der Menschen und Ge-
meinden finanziell bei der Umsied-
lung unterstützen soll. Der Fonds ist 
sowohl Beispiel für präventives Kri-
senmanagement als auch für bilate-
rale Solidarität: Die neuseeländische 
Regierung hat im Februar 2020 Un-
terstützung in Höhe von 2 Millionen 
Dollar zugesagt. 

Germanwatch übersetzt hier Aus-
züge der auf Englisch vorliegenden Rede 
von Fidschis Premierminister Bainima-
rama zur offiziellen Einrichtung des 
Fonds: 

[…] Ich freue mich und bin stolz, Sie 
alle willkommen zu heißen bei der Lan-
cierung des weltweit ersten Umsied-
lungsfonds für Menschen, die durch den 
Klimawandel vertrieben wurden. Und 
zur Finanzierung der Umsiedlung und 
des Wiederaufbaus unserer nationalen 
Infrastruktur, die zunehmend von Stür-
men und steigenden Meeren bedroht 
ist.  

Wie diejenigen aus Fidschi wissen, 
sind wir bereits dabei, ganze Gemein-
den vor dem ansteigenden Meer in Si-
cherheit zu bringen, das ihre Häuser 
überschwemmt, ihr Ackerland versalzt, 
ihre angestammten Grabstätten über-
flutet und sie durch Erdrutsche gefähr-
det. Vor fünf Jahren wurde das Dorf 
Vunidogoloa in Vanua Levu als erste Ge-
meinde umgesiedelt – sie zog zwei Kilo-
meter ins Landesinnere, um dem stei-
genden Wasser zu entgehen. Seitdem 
wurden zwei weitere Gemeinden umge-
siedelt, eine Reihe weiterer – mindes-
tens 45 in naher Zukunft – müssen fol-
gen.  

Für ein Land wie unseres mit be-
grenzten Mitteln und einer jungen Be-
völkerung, ist die Bewältigung dieser 
Herausforderung – die wir nicht verur-
sacht haben – eine wachsende Belas-
tung. Und sie wird sich mit Sicherheit 
noch verschlimmern, da die Auswirkun-
gen des Klimawandels immer stärker 
werden. Nicht nur die steigenden Mee-
resspiegel und die Auswirkungen auf 
unsere Landwirtschaft, auch die Ext-
remwetterereignisse, die eine wach-
sende Gefahr für unsere Bevölkerung 
und unsere Infrastruktur darstellen. 

Natürlich sind es nicht nur die mo-
netären Kosten der Umsiedlung, die 
Länder wie Fidschi belasten. Noch un-
kalkulierbarer ist das Trauma: Wenn 
man umzieht, wenn man die Grabstät-
ten seiner Vorfahren hinter sich lässt o-
der sieht, dass das Land, das man seit 
Generationen bewirtschaftet hat, einen 
selbst und die eigene Familie nicht 
mehr ernähren kann. Der Umzug einer 
Gemeinde ist also mehr als nur der Um-
zug einer Gruppe von Häusern. Es geht 
um den Wiederaufbau einer Gemein-
schaft und des Gemeinschaftsgefühls. 
Es geht darum, den Zugang zu Arbeits-
plätzen, Schulen, medizinischen Diens-
ten und einem nachhaltigen Leben zu 
gewährleisten – all das erfordert eine 
detaillierte und koordinierte Planung 
zwischen einer Vielzahl von Regierungs-
behörden und anderen Organisatio-
nen. Und der Prozess muss bei den Mit-
gliedern der Gemeinde ein Gefühl der 
Eigenverantwortung wecken, indem er 
ihnen durch die Umsiedlung ein Gefühl 
der Sinnhaftigkeit und ein Gefühl des 
Stolzes vermittelt, sobald sie ihre neue 
Heimat für sich beanspruchen.   

Wir haben diese Faktoren bereits in 
einer anderen Weltneuheit angespro-
chen: Den Richtlinien für geplante Um-
siedlungen in Fidschi, die wir auf der 
COP24 vorgestellt haben. Diese Richtli-
nien geben uns einen Plan an die Hand, 
wie wir unsere Gemeinden in den Um-
siedlungsprozess einbinden können, 

wie wir eine angemessene Koordina-
tion zwischen verschiedenen Behörden 
gewährleisten, wie wir den Prozess gen-
dersensibel gestalten und marginali-
sierte Gruppen wie Kinder, ältere Men-
schen und Menschen mit Behinderun-
gen berücksichtigen können.   

Die Verlagerung der Infrastruktur 
wird eine weitere bedeutende Heraus-
forderung sein, da die Auswirkungen 
des Klimawandels beginnen sich zu 
materialisieren. Jeder, der die fidschia-
nische Insel Ovalau – Standort der ers-
ten Hauptstadt Fidschis, Levuka – be-
sucht hat, weiß, dass die Straße, die die 
Insel umrundet und direkt am Ufer ver-
läuft, überflutet und weggespült wird. 
Und es gibt weitere öffentliche Infra-
struktur in Fidschi, wie Schulen, medizi-
nische Zentren und Versorgungsein-
richtungen, die aus der Gefahrenzone 
gebracht werden müssen. Wir müssen 
uns jetzt mit Handlungsfähigkeit wapp-
nen. Wir können nicht darauf warten, 
dass die Gemeinden von den heranna-
henden Fluten überschwemmt werden. 
Wir brauchen einen ganzheitlichen An-
satz, wir brauchen angemessene Res-
sourcen, und zwar sofort. 

Unser neuer Treuhandfonds ist un-
bestreitbar eine der wirksamsten Mög-
lichkeiten, unseren Gemeinden bei der 
Anpassung an den Klimawandel zu hel-
fen. Und er ist auch unbestreitbar eine 
der wirksamsten Möglichkeiten, wie un-
sere internationalen Partner unsere An-
passungsbemühungen unterstützen 
können. Wir finanzieren den Treuhand-
fonds von nun an regelmäßig durch ei-
nen Prozentsatz der Einnahmen aus un-
serer Umwelt- und Klimaanpassungs-
abgabe. Nach derzeitigen Prognosen 
wird die jährliche Zuweisung hieraus 
etwa fünf Millionen Dollar betragen. 
Aber das reicht nicht aus. Wir freuen uns 
auf zusätzliche Unterstützung, um diese 
enorme Aufgabe zu bewältigen. […] 

 
Zum Originaltext der Rede (auf Englisch): 

https://bit.ly/3daYPbS 
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Durchbruch in der internationalen Migrationspolitik 

Erstmals Klimafolgen in UN-Pakten für Migration und 
Flüchtlinge verankert

Nach zwei Jahren Konsultationen 
und Verhandlungen konnten 2018 
mit den UN-Pakten für sichere, ge-
ordnete und reguläre Migration und 
für Flüchtlinge zwei wichtige Über-
einkommen geschlossen werden, die 
die menschliche Mobilität über 
Staatsgrenzen hinweg in den Fokus 
nehmen. Damit ist ein herausragen-
der Durchbruch gelungen. Denn der 
Migrationspakt geht explizit auf die 
Bedeutung von Klimafolgen ein – 
erstmals konnte ein Klimazusam-
menhang in der Migrationspolitik 
verankert werden. 

Germanwatch übersetzt Teile eines 
Interviews mit Prof. Walter Kälin, interna-
tionaler Völkerrechtler und Gesandter 
des Vorsitzenden der Plattform on Disas-
ter Displacement, in dem er darüber 
spricht, welche Bedeutung der Globale 
Pakt für Migration für Menschen hat, die 
durch Klimafolgen und Extremwetterer-
eignisse vertrieben werden: 

[…] Der Pakt enthält 23 Ziele und 
begleitende Verpflichtungen zur Errei-
chung dieser Ziele. Die meisten von 
ihnen, einschließlich der Verpflichtung, 
das Verbot der Rückführung von Mig-
ranten in Situationen irreparablen 
Schadens (Ziel 21) zu respektieren, sind 
in der einen oder anderen Weise für ka-
tastrophenvertriebene Personen rele-
vant, sobald sie die Grenzen überschrei-
ten und somit zu Migranten werden. Al-
lerdings, und das ist die aufregende 
Nachricht, spricht der Pakt auch explizit 
und ausführlich über katastrophenver-
triebene Menschen. Das Ziel 2 zur Be-
kämpfung der Treiber von Migration 

enthält eine Unterrubrik, die sich spezi-
ell mit Katastrophen, Klimawandel und 
Umweltzerstörung befasst. Gefordert 
werden Maßnahmen  

zur „Entwicklung von Anpassungs- 
und Resilienzstrategien“ für Katastro-
phen und negative Auswirkungen des 
Klimawandels, die auch Migration be-
rücksichtigen;  

zur „Integration von Erwägungen zu 
Vertreibung in die Strategien zur Kata-
strophenvorsorge“; um die Verwund-
barkeit von Menschen anzugehen, die 
von Katastrophen betroffen sind, und 

zur Bereitstellung der erforderlichen 
humanitären Hilfe; und zur „Entwick-
lung kohärenter Ansätze“, um die Her-
ausforderungen von Migration und Ver-
treibung zu bewältigen. Ziel 5 zur Ver-
besserung der Verfügbarkeit und Flexi-
bilität von Wegen für die reguläre Migra-
tion ist für diejenigen, die über die Gren-
zen hinweg vertrieben werden, von gro-
ßer Bedeutung. Es fordert die Staaten 
auf, Praktiken wie humanitäre Visa oder 
befristete Arbeitserlaubnisse für Perso-
nen zu entwickeln und zu nutzen, die 
durch plötzlich eintretende Katastro-
phen vertrieben wurden sowie geplante 
Umsiedlungen oder Visa-Optionen für 
diejenigen, die aufgrund langsam ein-
setzender Ereignisse die Grenzen über-
schreiten. Zusammen umreißen diese 
Bestimmungen eine Vision dessen, was 
getan werden muss und bilden eine 
Grundlage für konkrete Maßnahmen 
auf nationaler, regionaler und internati-
onaler Ebene. […]  

Zum vollständigen Interview (auf Englisch): 
https://bit.ly/2UnGgZl   
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Wichtige Entwicklungen auf inter-
nationaler politischer Ebene zur 
Regelung grenzüberschreitender 
klimabedingter Migration und 
Vertreibung: 
 

2010:  
Erwähnung des Zusammenhangs 
im Rahmen von UNFCCC im 
Cancun Adaptation Framework 

2012:  
Gründung der Nansen Initiative (ers-
ter zwischenstaatlicher Prozess zu 
klimabedingter Migration und Ver-
treibung) 

2015:  
Veröffentlichung der Nansen 
Agenda (aus Konsultationen der 
Nansen Agenda hervorgehende 
Empfehlungen) 

2016:  
Gründung der Plattform on Disaster 
Displacement (Nachfolge-Prozess 
der Nansen Initiative zur Umset-
zung der Nansen Agenda) 

2016:  
Einrichtung Task Force on Displace-
ment (TFD) im Rahmen von UN-
FCCC 

2018:  
Vorstellung der Empfehlungen der 
TFD 

2018:  
Verabschiedung der Globalen Pakte 
für Migration und Flüchtlinge 

2019:  
Beginn der 2. Arbeitsphase der TFD 




